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1. Die Wanderung im Koran und in der Sunna

Der Koran gebraucht in 27 Versen den Ausdruck "hidschra" (Auswanderung) und seine Ableitungen, meistens um das Verlassen eines Landes zu bezeichnen, das von Ungläubigen beherrscht wird, um in die muslimische Gemeinschaft zurückzukehren.

Am Anfang seiner Sendung schickte Muhammad einige seiner Anhänger nach Abessinien, um sie vor der Verfolgung der Leute von Mekka in Sicherheit zu bringen. Im September 622 zog er mit anderen aus Mekka aus nach Yathrib, das Medina geworden war, und machte dadurch den Beginn der Ära der Hidschra, Ära der Wanderung. Die Leute, die in Mekka geblieben waren und im geheimen ihren Glauben lebten, wurden gezwungen, am Kampf gegen die Truppen Muhammads teilzunehmen. Einige verloren dabei das Leben. Der Koran schrieb dann auch in bezug auf sie die Pflicht zur Auswanderung vor, um in die muslimische Gemeinschaft zurückzukehren:

'Zu denen, die (zu Lebzeiten durch ihre Weigerung, sich offen zum Islam zu bekennen) gegen sich selber gefrevelt haben, sagen die Engel, wenn sie sie abberufen: 'In was für Umständen waret ihr (denn zu euren Lebzeiten, daß ihr nicht gläubig geworden seid)? Sie sagen: 'Wir waren (überall) im Land unterdrückt (und konnten es deshalb nicht wagen, uns zum Glauben zu bekennen).' Sie sagen: 'War (denn) die Erde Gottes nicht weit (genug), so daß ihr darauf hättet auswandern (und in der neuen Umgebung als Gläubige leben) können?' Diese (Schwächlinge) wird die Hölle aufnehmen - ein schlimmes Ende! - Ausgenommen die unterdrückten Männer, Frauen und Kinder, die über keine Möglichkeit verfügen (sich aus Mekka wegzustehlen) und (aus Hilflosigkeit) auf dem Weg (den sie eingeschlagen haben) nicht rechtgeleitet sind."

Der Zweck dieser Auswanderung war, sich vor der Verfolgung in Sicherheit zu bringen, die Gemeinschaft der Ungläubigen zu schwächen und die Lasten des Krieges der neuen Gemeinschaft mitzutragen. So spricht der Koran in einem Zuge von denen, die ausgewandert sind und den Gihâd mitgemacht haben (2:218; 8:72,74 und 75: 8:20; 16:110).

Der Vers 8:72 stellt eine Verbindung her zwischen den Auswanderern und denen, die sie aufnehmen (ansâr). Er verbietet, ein solches Bündnis mit den Muslimen zu schließen, die im Land der Ungläubigen bleiben, "solange sie nicht ausgewandert sind". Wenn aber diese Muslime, die außerhalb der Gemeinschaft geblieben sind, im Namen der Religion um Hilfe bitten, dann muß die muslimische Gemeinschaft sie unterstützen.

Die Auswanderer hatten alles zurückgelassen und waren aufgefordert, jede Bindung zu den Ungläubigen abzubrechen, selbst die Bande der Familie (9:23). Weil sie völlig mittellos waren, mußten sie von den anderen Mitgliedern der Gemeinschaft unterhalten werden. Der Koran spornt die Reichen an, ihnen zu helfen (24:22). Er verwendet einen Teil der Kriegsbeute für die Einwanderer und stellt sie sogar vor die Ansässigen (59:8-10). Er läßt eine Brüderlichkeit zwischen den Gläubigen entstehen (49:10; 3:103; 9:11).

Mit der Eroberung Mekkas, 630, nahm die Auswanderung ein Ende und wurde durch das Versprechen, am Kampf teilzunehmen, ersetzt
. Muhammad soll allerdings gesagt haben: "Die Einwanderung (in die islamische Gesellschaft) hört nicht auf, bevor die Ungläubigen geschlagen sind
. Das würde die Auswanderung aus einem nicht eroberten Land in das muslimische Land betreffen.

2. Die Aufteilung in dâr al-islâm / dâr al-harb

Nach dem Koran und der Sunna haben die muslimischen Rechtsgelehrten die Welt in zwei Teile geteilt: dâr al-islâm (Land des Islam) und dâr al-harb (Land des Krieges) oder dâr al-kufr (Land der Ungläubigen). Dâr al-islâm umfaßt alle Länder unter islamischer Herrschaft. Auf der anderen Seite der Grenze liegt dâr al-harb, das einmal unter islamische Herrschaft kommen wird. Dâr al-harb kann aber in den Genuß eines 'ahd, zeitweiliger Friedenvertrag, kommen und wird so dâr al-'ahd, Land des Vertrages. Im Innern des dâr al-islâm genießen die unterworfenen Monotheisten einen Schutz (dhimma), der ihnen erlaubt, gegen Zahlung eines Tributs (dschizyah) und unter bestimmtem Einschränkungen im dâr al-islâm zu bleiben.

3. Die Wanderung innerhalb des dâr al-islâm

Grundsätzlich ist dâr al-islâm ein und nur ein Vaterland für alle Muslime. Jeder Muslim gehört zur umma, zur islamischen Nation, und darf in diesem weiten Reich, das schließlich viele Nationalitäten umfaßt, umherziehen und sich aufhalten wo es ihm gefällt.

Aber die Einheit der Religion hat Reibereien nicht verhindert. Man beachte vor allem die Revolte der nicht-arabischen muslimischen Völker im ersten Jahrhundert des Islam gegen die arabischen Muslime. Heute noch prägt sie die islamische Welt, die in Schiiten und Sunniten gespalten ist. Man erlebte auch das Emporkommen des Regionalismus, der in der Vergabe von Verwaltungs- und Richterämtern zum Ausdruck kam.
.

4. Die Auswanderung des harbi ins dâr al-islâm

Der harbi ist der Bewohner des dâr al-harb. Fällt er den Muslimen in die Hände, können sie ihn töten oder zum Sklaven machen. Die Güter, die man von ihm erbeutet hat, sind Beutegut. Der Koran sagt allerdings: "Wenn einer von den Heiden dich um Schutz angeht, dann gewähre ihm Schutz, damit er das Wort Gottes hören kann! Hierauf laß ihn (unbehelligt) dahin gelangen, wo er in Sicherheit ist! Dies (sei ihnen zugestanden) weil es Leute sind, die nicht Bescheid wissen." (Koran 9,6)

Ausgehend von dem oben angeführten Vers, haben, die Rechtsgelehrten die Institution des amân entwickelt, freies Geleit, die Handelsbeziehungen mit dem dâr al-harb möglich machte
. Später wurden aus diesem System des amân wirkliche Verträge zwischen Staaten, bekannt unter dem Namen Kapitulation. Die erste bedeutende war die von 1535 zwischen Franz I. und dem Kalifen Suliman II. Sie hat 17 Kapitel mit einem Handelsvertrag und einem Vertrag über Niederlassungen
.

5. Der Wanderung des Muslime ins dâr al-harb

Al-Gurgani (+ 1413) definiert die Auswanderung als "die Tatsache, seinen Aufenthalt bei den Ungläubigen zu beenden und ins dâr al-islâm zurückzukehren"
. Jede Auswanderung in ein Land der Ungläubigen wurde übel genommen, besonders von den Rechtsgelehrten, die mit den Nicht-Muslimen der Iberischen Halbinsel in Kontakt standen
. Diese Ablehnung findet man auch bei dem großen andalusischen Sufi Ibn-'Arabi (+ 1240), für den der Aufenthalt des Muslims in einem Land der Ungläubigen eine Beleidigung für den Islam ist
. Diese Rechtsgelehrten verlangten darüber hinaus von den Muslimen, deren Land in die Hände von Ungläubigen gefallen war, es zu verlassen und in die islamische Gemeinschaft zurückzukehren
. Die, die blieben, wurden als ahl al-dadschn oder mudajjan abqualifiziert, was gezähmte oder Haustiere bezeichnet im Gegensatz zu wilden oder freien Tieren. Es sei auch darauf hingewiesen, daß selbst die muslimischen Sekten ihren Anhängern befahlen, aus ihrem Land auszuwandern und zu ihnen zu ziehen
.

Das alles hat aber die muslimischen Kaufleute nicht daran gehindert, den Indischen Ozean bis nach China zu durchkreuzen, Mischehen einzugehen und manchmal ihre Umgebung zu bekehren. Auf diese Weise konnte der Islam auf Sumatra, Java, den Molukken und Malakka eindringen
.

DIE AKTUELLE SITUATION

1. Dâr al-islâm, dâr al-harb, und der Nationalstaat

Nach dem Zusammenbruch des Osmanischen Reiches und dem Ende des Kalifats 1924 haben sich in der arabischen Welt, die von drei Geistesströmungen durchzogen wird: dem Regionalismus, dem Panarabismus und dem Panislamismus, Nationalstaaten gebildet. Die muslimischen Autoren versuchen, die Aufteilung in dâr al-islâm und dâr al-harb mit der neuen politischen Wirklichkeit in Einklang zu bringen.

Abu-Zahra behauptet, die gegenwärtige Welt sei geeint durch eine einzige Organisation (UNO), deren Mitglieder sich verpflichtet hätten, ihre Gesetze zu achten. Die Mitgliedstaaten dieser weltweiten Organisation sind nicht dâr al-harb, sondern dâr al-'ahd (Land des Vertrages)
. Mawlawi sagt, die nichtislamischen Länder, die nicht im Krieg mit den islamischen Ländern sind und mit ihnen Vertäge haben, seien als dâr al-'ahd oder dâr al-da'wah (Missionsländer im Blick auf ihre Bekehrung zum Islam) anzusehen
.

Zur Bekehrung zum Islam aufzurufen, bleibt eine ständige Sorge des Muslime. Die Vorlage zur Verfassung des Islamischen Rates von 1983 sagt
: "Die Gesellschaft und der Staat haben als Fundament folgende Grundsätze: (....) der Verpflichtung nachkommen, die Botschaft des Koran weiterzutragen und zur Annahme des Islam einzuladen" (Art. 3). Die Vorlage zur Verfassung der Partei der Befreiung von 1952
 legt fest: "der Aufruf zum Islam ist die Hauptaufgabe des Staates" (Art. 10).

2. Wanderung innerhalb des dâr al-islâm

Nach der klassischen Unterscheidung dâr al-islâm / dâr al-harb kann sich jeder Muslim im dâr al-islâm aufhalten, wo es ihm beliebt mit allen Rechten der anderen Muslime. Entschließt man sich für die Option des Panarabismus, dann bringt man den Begriff arabischer Bürger ein mit Rechten, die die Nicht-Araber nicht haben, die als Ausländer gelten. Verteidigt man hingegen den modernen Begriff Staat-Volk, dann können nur die Bürger dieses Staates alle Rechte beanspruchen, die anderen würden als Ausländer angesehen, welcher Religion sie auch angehören.

Obwohl sich der moderne Begriff Staat-Volk durchgesetzt hat, kann man ein Überleben der beiden anderen Begriffe feststellen.

A. Nationalität, Naturalisierung und anwendbares Recht

Zu Beginn dieses Jahrhunderts verlangte ein schiitischer Perser in Ägypten, den gemischten Gerichten unterstellt zu werden wie die Europäer. Auf Anfrage gab der Mufti von Ägypten, Muhammad 'Abdou, eine fatwâ heraus, in der er sagt, daß es im Islam keine Nationalität gibt und auch kein Privileg eines Muslim vor einem anderen. Jedes Land, in dem ein Muslim sich aufhält, ist sein Land, und die Gesetze dieses Landes gelten für ihn
.

Noch heute wenden die arabischen Länder für den Rechtsstand der Person die islamischen Vorschriften auf jeden Muslim an, welcher Nationalität er auch angehört. So kann ein zum Islam bekehrter Franzose eine Vielehe eingehen und seine Frau verstoßen; bei der Teilung der Erbschaft bekommt seine Tochter die Hälfte dessen, was der Junge bekommt
.

Aber auf dem Gebiet der Nationalität und des Aufenthalts hat nunmehr jeder islamische Staat sein Gesetz, einschließlich Saudi-Arabien, wo die muslimischen Pilger verpflichtet sind, nach der Wallfahrt das Land zu verlassen. Die Religion spielt allerdings bei der Naturalisierung eine Rolle, denn einige Länder geben sie nur den Muslimen (so Saudi-Arabien und die anderen Golfstaaten). In anderen Ländern macht die Zugehörigkeit zum Islam den Erwerb der Nationalität leichter (das ist der Fall für Ägypten)
.

Die Rückkehr zu dem klassischen Begriff des dâr al-islâm bleibt allerdings eine Forderung. So sagt der Entwurf zur Verfassung des Islamrates von Europa von 1983
 "der Staat, der diesen Entwurf annimmt, ist ein Teil der islamischen Welt und die Muslime, die dort leben, sind ein Teil der islamischen Gemeinschaft" (Art.2). Er fügt hinzu, daß "die Einheit der islamischen Gemeinschaft eines der Ziele ist, die der Staat mit allen möglichen Mitteln verfolgen muß" (Art.72). Er gibt jedem Muslim das Recht, die Staatsbürgerschaft eines islamischen Staates zu erwerben (Art. 14).

Jetzt wollen wir in zwei Punkten die Stellung der arabischen Länder zur inneren Wanderung untersuchen: die bidun (Vaterlandslose) und die palästinensischen Flüchtlinge.

B. Bidun / Staatenlose

Kuwait hat die Konvention über die Verminderung der Fälle von Staatenlosigkeit ratifiziert. Trotzdem gibt es heute in diesem Land eine Kategorie von Menschen, genannt bidun, ein Abkürzung von bidun dschinsiyyah, was bedeutet: ohne Nationalität oder staatenlos. Dieses nach der Befreiung Kuwaits von der irakischen Besetzung entstandene Problem bleibt im Westen und in der arabischen Welt weithin unbekannt, obwohl die Presse in Kuwait oft darüber berichtet
. Worum geht es?

Die Bevölkerung Kuwaits setzt sich zusammen aus Einwanderern aus verschiedenen Nachbarländern: Iran, Irak, Bahrain, Saudi-Arabien etc. Die Herrscherfamilie Kuwaits, Al-Sabah, stammt aus letzterem Land. 1959, kurz vor der Unabhängigkeit 1961, veröffentlichte Kuwait das Gesetz über die Nationalität, das zwischen zwei Arten von Nationalität unterscheidet.

- Nationalität Kategorie 1: ist denen zugestanden, die seit 1920 in Kuwait leben. Sie gibt das Recht zu wählen und ins Parlament gewählt zu werden.

- Nationalität Kategorie 2: ist denen zugestanden, die seit 1945 in Kuwait leben. Sie gibt nicht das Recht zu wählen und gewählt zu werden.

Um in eine dieser Kategorien zu kommen, mußte man bis 1966 einen Antrag stellen. Wer sich nicht früh genug registrieren ließ, verlor jede Nationalität_ Andere haben die Nationalität abgelehnt, weil sie meinten, ein Recht auf die Kategorie 1 zu haben, wo doch die Regierung sie in die Kategorie 2 setzte. Diese Situation führte zu den bidun, von denen viele in Kuwait geboren sind und dort seit Generationen leben.

Die Zahl der bidun, vor der irakischen Invasion auf 25.000 geschätzt (13% einer Bevölkerung von etwa 1.900.000 Menschen, von denen nur 550.000 die Nationalität der Kategorie 1 und 2 haben), ist 1992 auf 138.000 zurückgegangen. Die anderen sind während der Besetzung aus dem Land geflohen wie die meisten Einwohner, einschließlich der Herrscherfamilie. Die Regierung Kuwaits verbot ihnen nach der Befreiung die Rückkehr.

Die bidun haben keinen Personalausweis. Dieser Ausweis ist in Kuwait das einzige Mittel, um mit der Regierung, den Institutionen, den Banken und Gesellschaften verhandeln zu können. Ohne diesen Ausweis darf ein bidun keinen Grundbesitz erwerben, keinen Wagen kaufen, keinen Führerschein bekommen, kein Konto eröffnen, nicht heiraten, keine unentgeltliche ärztliche Versorgung in Anspruch nehmen oder eine Arbeit suchen!

Die Kinder der bidun werden in den staatlichen Kindergärten und Schulen nicht aufgenommen. Die, die zugelassen waren, wurden am Weiterstudium gehindert. Denen, die die höheren Studien beendet hatten, wurde die Einschreibung an die Universitäten oder Technischen Hochschulen verboten.

Die bidun dürfen weder im Inland noch im Ausland reisen. Einige haben Sondererlaubnisse erhalten, die vom Innenministerium nach Belieben gegeben werden, um sich ärztlich behandeln zu lassen oder ihr Studium fortzusetzen. Die Erlangung einer solchen Erlaubnis hängt von Empfehlungen ab. Sie wird bei der Rückkehr sofort eingezogen.

Da die Städter den Dienst in der Armee verweigerten, mußte sie die Bidun annehmen, hält sie aber in den unteren Graden und verweigert ihnen das Recht auf die Pension. Nach der Besetzung Kuwaits durch den Irak ging das Herrscherhaus nach Saudi-Arabien und ließ die Bürger allein gegenüber der Besatzungsmacht. Die bidun mußten der Besatzungsmacht Widerstand leisten, sie haben den inneren Widerstand organisiert, sie wurden verhaftet, gefoltert und eingesperrt. Viele bidun haben bei der Verteidigung dieses Landes ihr Leben verloren. Statt sie zu belohnen, hat das Herrscherhaus sie unterdrückt unter dem Vorwand, einige bidun seien zu den Irakern übergelaufen. Es wurden Befehle gegeben, alle bidun ihrer Ämter zu entheben. Viele bidun sind unter der Folter gestorben ohne jede Form eines Urteils, und andere sind aus dem Land geflohen. Das Ziel war, sie zu zwingen, Kuwait zu verlassen.

Das Problem der bidun stellt sich auch in anderen arabischen Golfländern. Das ist namentlich der Fall für Bahrain, wo die bidun ein Drittel der Bevölkerung ausmachen. Das Gleiche gilt für Saudi-Arabien. In diesem Land soll ihre Zahl viel höher sein als die der bidun in Kuwait. Sie sind angeblich der Grund für die wachsende Unsicherheit in Arabien
. Zu ihnen gehören die Pilger, die Saudi-Arabien nach ihrer Wallfahrt nicht verlassen haben; es sind vor allem Schwarzafrikaner. Sie sind sich selbst überlassen und bekommen keine Unterstützung und Hilfe.

Fügen wir hier hinzu, daß sich in Saudi-Arabien im Augenblick das Problem der irakischen Kriegsgefangenen stellt, die in Lagern eingesperrt sind und dürfen mit der Außenwelt keinen Kontakt aufnehmen. Saudi Arabien lehnt ihre Eingliederung in die Gesellschaft ab und sucht Länder, die bereit sind, sie aufzunehmen. Im Lager von Rafha sollen ungefähr 23.000 von ihnen sein
.

C. Palästinensische Flüchtlinge

Nach der Entstehung des Staates Israel wurden 3/4 der nicht jüdischen Bevölkerung Palästinas ins Exil getrieben. Die UNO hat sie zu offiziellen Bettler-Flüchtlingen gemacht, die von dem Mehl und der Margarine aus den reichen Ländern leben, die ihnen über die UNRWA geliefert werden. Einige konnten sich wieder eine Lebensgrundlage schaffen, aber viele dieser Flüchtlinge leben weiterhin in 61 Lagern, in der Hoffnung, eines Tages in ihre Heimat zurückkehren zu können: 13 dieser Lager sind im Libanon, 10 in Syrien, 10 in Jordanien, 20 im West-Jordanland und 8 im Gaza-Streifen. Israel öffnet jedem jüdischen Einwanderer seine Grenzen, verbietet aber diesen Palästinensern in ihr eigenes Land und auf ihren eigenen Boden zurückzukehren, nur weil sie keine Juden sind. Die arabischen Länder ihrerseits verweigern ihnen die Eingliederung und widersetzen sich dem Erwerb der Nationalität des Aufnehmerlandes, um zu verhindern, daß sie ihr Anliegen vergessen.

Der Groß-Mufti 'Abd-Allah Al-Qalqili von Jordanien hat eine fatwâ herausgegeben, die es den Muslimen verbieten, deren Land von den Israelis besetzt wurde, dieses Land zu verlassen; denn das wäre eine schlimmere Niederlage als die Besetzung. Diese Muslime müssen dort bleiben, selbst wenn ihr Leben darunter leiden müßte. AI- Qalqili fügt hinzu, daß, wenn jemand gezwungen wird, sein Land zu verlassen, er in ein Land ziehe, wo es eine islamische Gemeinschaft gibt, zur gegenseitigen Unterstützung und zum Erhalt ihrer islamischen Identität. Die in westliche Länder auswandern, wo sie ihren Glauben verlieren und ungläubige Kinder in die Welt setzen, begehen eine schwere Sünde. Das sind die Leute, die das leben hienieden dem letzten Leben vorziehen
.

Die Flüchtlingsfrage sollte nach dem Übereinkommen von Oslo von 1993 am Ende des Friedenprozesses behandelt werden. Aber alle Erklärungen der israelischen Führungsschicht streiten den Flüchtlingen das Recht ab, nach Hause zurückkehren zu dürfen. Das ist eine klare Verletzung der Menschenrechte. In dieser Situation müssen drei Möglichkeiten durchdacht werden:

- Durchführung eines massiven, friedlichen Auszugs der Palästinenser nach Israel, um dieses Land zu zwingen, sie innerhalb seiner gegenwärtigen Grenzen auf ihrem eigenen Grund und Boden anzusiedeln und sie genau so zu behandeln wie die Juden, und so mit dem israelischen Apardheids-System Schluß zu machen. Diese Lösung, die einzige, die auf dem Prinzip der Gerechtigkeit beruht, schlägt der britische Pazifist Willy Crowford vor.

- Auflösung der Gruppen der Palästinenser und Aufteilung auf die arabischen Länder. Diese Lösung hat den Vorzug in Israel und im Westen. So machten die Vereinigten Staaten von Amerika im November 1994 den Vorschlag, die wirtschaftlichen Sanktionen gegen den Irak aufzuheben, wenn er die palästinensischen Flüchtlinge aufnehmen würde. Diese Lösung wurde von den irakischen Schiiten abgelehnt, weil sie eine Änderung des demographischen Gleichgewichts zu Gunsten der Sunniten befürchteten.

- Zuteilung von Land an die Palästinenser wie das der Fall bei den Juden war, damit sie dort ihren eigenen Staat gründen könnten. Dieses Land könnte ein Fünftel Saudi-Arabiens sein, das fünf Mal so groß ist wie Frankreich mit nur ungefähr 11 Millionen Einwohnern. Diese Lösung kann ein Ausgleich sein für die Leiden und die Verbannung der Palästinenser. Sie kann ihnen die günstige Gelegenheit bieten, wirtschaftlich unabhängig zu sein.

Aber welche Lösung man auch immer in Betracht ziehen mag, um diese Zeitbombe zu entschärfen, sie muß immer das Ergebnis einer globalen Übereinkunft der betroffenen Parteien mit vorheriger Zustimmung der Palästinenser selbst sein.

3. Auswanderung von Muslimen ins dâr al-kufr

Heute leben mehrere Millionen Muslime außerhalb der geographischen Zone des dâr al-islâm, einschließlich in mehrheitlich christlichen Ländern. Wie sehen die Muslime diese Anwesenheit?

A. Stellung der Muslime, die im dâr al-islâm leben

Wir haben oben auf die Auswanderung von Muslime in nicht-islamische Länder ablehnende Stellungnahme des Mufti AI- Qalqili hingewiesen. Hier sehen wir jetzt andere Meinungen.

Der von einem schiitischen libanesischen Verlag 1990 herausgegebene "Führer des Muslim in den fremden Ländern" erinnert an das grundsächliche Verbot, ins dâr al-kufr zu ziehen
. Er sagt, daß der Muslim immer eine Schranke zwischen sich und der Gesellschaft der Ungläubigen fühlen muß, die ihn daran hindert, in dieser Gesellschaft aufzugehen
. Wer aus irgendeinem Grund verpflichtet ist, in einem Land der Ungläubigen zu leben, muß folgende Grundregeln beachten:

- Die Reise in einem Land der Ungläubigen ist nur im Rahmen des Notwendigen erlaubt. Man muß vermeiden, sich von der Frau und den Kindern begleiten zu lassen, wenn eine Gefahr der Beeinträchtigung ihrer Religion besteht.

- Die täglichen Gebete verrichten. Keine unreinen Speisen essen, keinen Alkohol trinken und sich nicht an einen Tisch setzen, an dem man Alkohol trinkt. Sich nicht in Richtung Mekka wenden bei den natürlichen Bedürfnissen, denn die Toiletten im Westen beachten diese Vorschrift nicht.

- Keine fremde Frau anrühren. Die Ehe mit einer heidnischen Frau oder einer, die den Islam verlassen hat, ist verboten. Die Ehe mit einer Jüdin oder Christin muß vorzugsweise vorübergehend sein. Im Falle der Scheidung ist es verboten, die Kinder bei der Frau zu lassen. Außer im Notfall darf sich die Frau nur von einer Ärztin oder Krankenpflegerin, der Mann nur von einem Arzt oder Krankenpfleger behandeln lassen, vor allem wenn die Behandlung Berührungen oder Anschauen der Schamteile ('awrah) einschließt.

- Einen verstorbenen Muslim - außer in Notfall - in ein islamisches Land zu überführen und nicht auf dem Friedhof der Ungläubigen zu beerdigen.

- Es ist erlaubt, in einem Supermarkt zu arbeiten unter der Bedingung, kein Schweinefleisch und keinen Alkohol verkaufen zu müssen. Es ist verboten, Lotterielose oder Musikinstrumente zu kaufen oder zu verkaufen
.

- Für die Medizinstudenten: vermeiden, sich unter Frauen zu mischen, und wenn das nicht möglich ist, vermeiden, sich von ihnen beeinflussen zu lassen.

Untersuchungen, an der Leiche eines Muslim nur zu machen, wenn das Leben eines Muslim davon abhängt und wenn kein Leichnam eines Nicht-Moslems zur Verfügung steht
.

- Sich um die Bekehrung der Ungläubigen zum Islam bemühen. Das ist ein Weg, den Fehler wieder gut zu machen, die Länder des Islam verlassen zu haben
.

Die Zeitschrift des Saudi-Arabischen Religiösen Verbandes hat ihren Leitartikeln zweimal der Warnung gewidmet, Studenten zu Sprachkursen in den Westen zu schicken, bei denen Freizeitprogramme und Aufenthalte in einer ungläubigen Familie (kafira) vorgesehen sind. Der Titel spricht Bände über den Inhalt: 'Warnung vor der Reise in die Länder der Ungläubigen und über die Gefahren einer solchen Reise für die Religion und die Moral"
.

Eine Frau aus Saudi-Arabien fordert von der Regierung, den Mädchen aus Saudi-Arabien zu verbieten, sich in ausländischen gemischten Schulen, Fakultäten oder Universitäten einschreiben zu lassen und ihnen das Tragen der muslimischen Kleidung vorzuschreiben

Der Rektor der Universität des Imam Muhammad Ibn-Sauud schreibt im Vorwort eines Buches über die wirtschaftlichen Gründe und Folgen der Auswanderung islamischer Gelehrter, daß, wenn diese Gelehrten einen unerschütterlichen Eifer und ein nationales islamisches Pflichtbewußtsein hätten, sie auf ihrem Posten geblieben wären, um den Bedürfnissen ihrer Gesellschaften zu genügen, selbst wenn sie einige Unannehmlichkeiten in Kauf nehmen und einige eigene Interessen opfern müßten. Er ruft ihnen in Erinnerung: "es ist einem Muslim - nach dem islamischen Recht - nicht erlaubt, in den Ländern der Ungläubigen zu leben und aus ihnen ein Vaterland und einen Wohnsitz zu machen"
.

Machen wir hier die Bemerkung, daß einige Muslime, die im dâr al-islâm leben, für ihre Glaubensgenossen im dâr al-kufr die Anwendung des islamischen Rechts in bezug auf den Rechtsstand verlangen wie die islamischen Länder die religiösen Rechte auf die verschiedenen christlichen Gemeinschaften anwenden, die dort leben
,

B. Lage der Einwanderer: der Fall der Nordafrikaner in Frankreich

a. Feindseligkeit gegenüber den Muslimen

Die Muslime bilden numerisch die zweitgrößte Religionsgemeinschaft in Frankreich nach der katholischen Kirche. Es sind ungefähr 4 Millionen, die Hälfte davon hat die französische Staatsbürgerschaft, und 30% sind auf französischen Boden geboren
. Sie kommen hauptsächlich aus Algerien, Marokko, Tunesien und der Türkei. Man muß 10 000 zum Islam bekehrte hinzu zählen (Zahl des Büros der Bekehrungen der Großen Moschee von Paris)
.

Die Anwesenheit der Muslime in Frankreich ist nicht zufällig. Frankreich hat sie kommen lassen, freiwillig oder gezwungen, um zu seiner Verteidigung in den Kriegen von 1914-1918 und 1939-1945 beizutragen, und um sein demographisches Defizit der Jahre 1945-1975 auszugleichen. Aber heute erlebt man eine zunehmende Feindseligkeit ihnen gegenüber. Le Pen spricht von einer Invasion
. Ausdruck, den M. Giscard d'Estaing im Figaro-Magazine im September 1991 wieder aufnimmt. Le Pen möchte sie in ihre Herkunftsländer zurückschicken
 und ihnen das Heimatrecht aberkennen
. Andere wollen sie integrieren. Integration, an die einige nicht recht glauben, weil sie meinen, daß die Muslime Schwierigkeiten hätten, in einer Gesellschaft zu leben, in der sie in der Minderheit sind
. Die größten Optimisten antworten, die Integration sei eine unausweichliche Tatsache
, und der Widerstand gegen sie weithin ein Mythos
.

Aber was denken die Betroffenen selbst?

b. Einwurzelung der Muslimen in Frankreich

Die Leute aus Nordafrika selbst sahen ihre Einwanderung nach Frankreich als vorübergehend an. Das ist der Grund dafür, daß nur die Männer weggingen, oft am Tag nach ihrer Hochzeitsnacht
. Aber mehrere sich gegenseitig beeinflussende Faktoren haben zu einer Änderung der Haltung der Einwanderer in bezug auf die Rückkehr beigetragen, vor allem die Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage in ihren Herkunftsländern und die Möglichkeit, die Familie nach Frankreich kommen zu lassen. Die religiöse Praxis legitimierte die Einwanderung: durch den Bau von Moscheen und die Beanspruchung von für Muslime reservierten Friedhofsfeldern schlagen die Einwanderer allmählich Wurzeln in Frankreich
.

c. Suche nach einer gesetzlichen Anerkennung

Ein neuer Schritt ist damit getan, daß die Muslime erkennen, daß sie ein Recht auf Frankreich haben, denn sie haben an seiner Verteidigung und an seinem wirtschaftlichen Aufbau mitgearbeitet und sind dort geboren. Die Charta des muslimischen Kultus in Frankreich
 sagt in ihrem Vorwort: "Gestern im Vergießen ihres Blutes bei Verdun oder Monte Cassino, heute durch ihre Arbeit, ihre Intelligenz, ihre Kreativität, leisten die Muslime ihren Beitrag zur Verteidigung und zur Ehre der Nation wie auch zu ihrem Wohlstand und ihre Ausstrahlung in die Welt".

Soheib Bencheikh, der Sohn des Scheiks Abbas Bencheikh Lhoussine, Rektor der Moschee von Paris von 1982 bis 1989, sucht einen neuen juristischtheologischen Begriff zu schmieden mit dem Ziel, "im Frankreich von heute zu zeigen, daß der Islam wirklich eine universelle Religion ist
". Der gegenwärtige Rektor der Moschee von Paris, Dalil Boubakeur, geht noch weiter: "Der gemäßigte und authentische Islam ist ebenso eine Chance der Vergeistigung für Europa wie Europa eine Chance des Aufschwungs ist für die religiöse und islamische Besinnung"
.

Diese Änderung der Einstellung zeigt sich hinsichtlich des Erwerbs der französischen Staatsbürgerschaft. War sie am Anfang schlecht angesehen, wird sie heute von den jungen Muslimen aktiv gesucht
. Allerdings behalten die, die Franzosen geworden sind, die doppelte Staatsangehörigkeit: die französische, um in Frankreich zu leben und zu arbeiten, die algerische als Identitätsausweis, um sich im Falle gesellschaftlichberuflichen Scheiterns die eventuelle Rückkehr offen zu halten. Die Zunahme von Gewaltakten gegen die Leute aus dem Maghreb legt ihnen nahe, ihre ursprüngliche Staatsangehörigkeit als 'letzte Patrone" zu behalten
.

Diese doppelte Staatsangehörigkeit stößt bei Gruppen der französischen Umwelt auf Kritik: Sie möchten in das Nationalitätsgesetz einen Artikel einbringen des Inhalts, daß sich alle, die die doppelte Staatsangehörigkeit haben, nach einer bestimmten Zeit nach ihrer Volljährigkeit zwangsweise für eine der beiden Staatsangehörigkeiten entscheiden, und durch Vorlage der Bestätigung des anderen Staates über den Verzicht auf seine Staatsangehörigkeit beweisen müssen, daß sie diese Entscheidung getroffen haben. Nach Ablauf dieser Frist müßte

das Schweigen des Betreffenden (seine Untätigkeit) als Verzicht auf die französische Staatsangehörigkeit ausgelegt werden
.

d. Konflikt zwischen Gesetzen und Kulturen

Wenn die Muslime heutzutage in der Annahme der französischen Staatsangehörigkeit keine Schwierigkeit mehr sehen, sind sie dann auch bereit, sich unter das laizistische Gesetz des Staates zu beugen?

Die muslimischen Vertreter vor der Kommission für Staatsangehörigkeit (Mohamed Arkoun, Mohamed Geroui, Hadj Eddine San, Tahar Ben Jelloun) haben betont, daß der Islam zuerst "eine Religion ist, die das Individuum in eine ebenso innige und private Beziehung zu Gott stellt wie das Judentum und das Christentum. Diese Religion kann in der Achtung der laizistischen französischen Tradition praktiziert werden: Im Übrigen existiert der Islam in vielen laizistischen Ländern".

Die Kommission wies jedoch darauf hin, daß "der Islam mehr ist als eine Religion. Er ist auch eine Regel für das gesellschaftliche, juristische, philosophische und wirtschaftliche Leben... Man darf also die Bedeutung der Belastung durch die Befolgung bestimmter Regeln unserer Gesellschaft für die Muslime in Frankreich, die sich dem Gesetz des Islams am meisten verbunden fühlen, nicht unterschätzen"
.

Auf Grund einer Umfrage weist Cesari darauf hin, daß das, was für den Muslim in Frankreich wichtig ist, die Befolgung der fünf Pfeiler des Islam ist. Spricht man die Frage nach dem Personenstandrechts an, neigen die befragten Praktizierenden dazu, diesen Gesichtspunkt als zweitrangig zu betrachten. Aber einige zögern nicht, die Schaffung eigener Gesetze und Gerichte für die Muslime für diesen Bereich zu wünschen (z.B. Erlaubnis der Polygamie), besonders in Streitfällen zwischen zwei Muslimen. Aber diese Forderung steht nicht unter den unmittelbaren Erwartungen der installierten Praktizierenden. Sie wollen islamische Kultstätten, Koranschulen und Stadtviertel
.

Wir haben gesehen, daß es in Frankreich einfach ist seine Religion zu praktizieren, wodurch die Einwanderung und die Integration in den Augen der Muslimen gerechtfertigt ist. Die Infragestellung der laizistischen Gesetze des Staates im Namen der Religion birgt die Gefahr, das Gegenteil zu bewirken, wie die Kopftuchaffäre zeigt.

Diese Geschichte, die Frankreich tief spaltet, hat mit dem Verweis dreier muslimischer Schülerinnen aus einer Oberschule eines Pariser Vorortes 1989 angefangen, die mit dem Kopftuch in die Klasse kamen. Dann kam im Oktober 1983 die Geschichte der Kopftücher in der Oberschule von Nantua. Auf diese Affäre hin wurde ein türkischer Imam, Hussseyin Konus, der die Gewohnheit hatte, in seinen Predigten zu behaupten: "daß Gebot Gottes steht über dem der Republik" kurzerhand ausgewiesen wurde
. Das sind nur zwei Fälle von vielen. Ohne uns bei juristischen Streitereien aufzuhalten, geben wir hier die Reaktion aus den Reihen der gemäßigten Muslime wieder.

Dalil Boubakeur, der Rektor der Moschee von Paris, führt dieses Problem auf "die wieder islamisierende Annäherung einer Jugend, der man die reinen und harten Begriffe des Islam beibringt", zurück. Er denkt, daß die Muslime in Frankreich nicht auf islamischen Boden leben, und daß es einer ritterlichen Auseinandersetzung nach der Lehre des Koran selbst bedarf. Zur Lösung dieses Problems schlägt er die Eröffnung muslimischer Schulen vor, die wie die katholische, protestantische oder jüdische Privatschule eine Einrichtung wäre, die diese Mädchen aufnehmen könnte
.

Andere Muslime aus dem Maghreb, die gegen das Tragen des Kopftuchs in der Schule sind, meinen, "diese Affäre sei bewußt und stur hochgespielt worden wie man eine Mayonnaise oder einen Auflauf aufgehen läßt". Sie machen darauf aufmerksam, daß diese drei Mädchen aus kürzlich eingewanderten marokkanischen Familien stammen
, daß "keine Marokkanerin ein Kopftuch getragen hat. Denn wenigstens sie kennen den Wohlgeschmack der Freiheit und Gleichheit"
 und: "daß es neu zum Islam bekehrte Franzosen sind, die die Integristen unterstützt haben"
.

Zum Problem mit dem Schleier kommt das der Mischehen, ein Problem, das hauptsächlich im islamischen Recht begründet ist. Es verbietet den muslimischen Frauen, einen Nicht-Muslim zu heiraten, dem muslimischen Mann aber erlaubt, eine Christin oder Jüdin zu heiraten. Wer eine muslimische Frau heiraten will, muß sich erst zum Islam bekehren. Das war der Fall z.B. für den zum Islam übergetretenen Philosophen Roger Garaudy, der eine Muslimin aus der Familie Al-Hussayni aus Jerusalem geheiratet hat. Noch heute wird die religionsverschiedene Ehe von den Muslimen als Zeichen gesellschaftlichen Verrats und religiösen Abfalls angesehen
.

Soheib Bencheikh versucht, eine Lösung für dieses Problem zu finden, indem er die Argumente des ägyptischen Denkers Muhammad Khalaf-Allah anführt
. Für ihn verbieten weder der Koran noch der Sunna Muhammads die Ehe einer Muslimin mit einem Christen oder Juden. Nun aber ist alles, was nicht ausdrücklich verboten ist, erlaubt. Er weist darauf hin, daß wegen dieses Tabus viele Mädchen den Islam verlassen und Christinnen werden
.

e. Organisation der Muslime

Eines der Probleme, die die Eingliederung der muslimischen Einwanderer in Frankreich erschwert, ist das Fehlen einer repräsentativen religiösen Autorität und die Einmischung der betreffenden Herkunftsländer oder der Ölländer im religiösen Bereich.

Bruno Étienne, Professor am Institut für politische Studien in Aix-Marseille und Spezialist des Islam, schlägt die Gründung einer muslimischen Kirche in Frankreich vor nach einem Modell, das eine Synthese aus der Vereinigung der Protestantischen Kirchen und dem System des Israelischen Konsistoriums wäre mit dem Ziel, daß Staat, Regionen und Gemeinden Gesprächspartner vor sich hätten. Er verlangt im Besonderen, daß der Großimam der Moschee von Paris Franzose sei, und daß der Islamische Hohe Rat aus französischen Bürgern muslimischer Religion zusammengesetzt sei
.

Tahar Ben Jelloun stimmt dem zu, wünscht aber, daß die Initiative von Frankreich ausgehe "denn immerhin hat es das Recht dazu", und das hat mehr Chancen, daß es klappt
.

Bis heute fehlt in Frankreich die repräsentative religiöse Autorität. Obwohl fast die Hälfte der Muslime in Frankreich inzwischen die französische Staatsangehörigkeit hat, sind nur 4% der Imame Franzosen
, die anderen sind außerhalb Frankreichs ausgebildet worden und haben eine fremde Staatsangehörigkeit.

Um diesem Problem abzuhelfen wurden drei islamische Institute aufgebaut, von denen zwei durch Spenden der Ölländer finanziert werden. Das dritte, gegründet im Oktober 1993, steht unter der Leitung des Rektors der Moschee von Pans
, Dalil Boubakeur, der das Auftauchen derselben Geistesströmungen und Tendenzen wie in Arabien befürchtet
. Er wünscht eine Organisation der islamischen Gemeinschaft um die Moschee von Paris
. Ein französischer muslimischer Autor schreibt: "...die Muslime in Frankreich brauchen einen Führer, jemand, der Recht sprechen kann angesichts der Probleme, die der Islam in der französischen Gesellschaft hat. Das wäre die Gelegenheit, französische Muslime an die Spitze der Organisation des Islam in Frankreich zu stellen und Schluß zu machen mit der Einmischung von außen auf diesem Gebiet"
.

C. Stellung der Herkunftsländer der Einwanderer

Die Regierungen im Maghreb haben die Auswanderung organisiert mit dreifachem Ziel: weniger Arbeitslose, mehr Devisen zur Finanzierung der Entwicklung und Aneignung einer beruflichen Ausbildung in Europa durch die Auswanderer, die bei der Rückgliederung in den Rahmen der "Kette der Wanderung" von Nutzen sein würde
.

Weil sie die Auswanderung als vorübergehend ansahen, haben diese Länder den Verlust ihrer Kinder zu gunsten der Aufnahmeländer nicht ins Auge gefaßt. Deshalb stehen diese Länder der doppelten Staatsangehörigkeit feindlich gegenüber. Selbst wenn sie sie dulden, ist das für sie nur ein kleineres Übel. So hatte für Tunesien der Artikel 30 des Dekrets Nr. 63-6 vom 28.2.1963 im Falle des freiwilligen Erwerbs einer fremden Nationalität zwangsläufig und unwiderruflich den Verlust der tunesischen Staatsangehörigkeit zur Folge. Er wurde durch das Gesetz Nr. 75-79 vom 14.11.1975 abgeändert: der Verlust der tunesischen Staatsangehörigkeit bleibt nunmehr dem freien Willen überlassen

und tritt durch Dekret der tunesischen Regierung in Kraft. Ziel dieser Änderung ist, die Beschwerden der Tunesier zufrieden zu stellen, die wünschten, "für eine Zeit die Staatsangehörigkeit des Aufnahmelandes anzunehmen, um ein Anrecht auf die gesellschaftlichen Vorteile der Staatsangehörigen dieses Landes zu haben und jeder Art von Diskriminierung zu entgehen" (Al-Amal, Tunis, 12.11.1975)
.

Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten haben aber die Länder des Maghreb zu einer versöhnlicheren Haltung gebracht. So hat die algerische Regierung, mit der sehr hohen Wachstumsrate der Bevölkerung konfrontiert, die Bedeutung der Auswanderung für das Gleichgewicht des Landes erkannt und mit der Erpressung aufgehört, den Algeriern in Frankreich zu sagen: "Wenn ihr die französische Staatsangehörigkeit annehmt, verliert ihr für immer die algerische"
.

Und trotzdem schätzt sich der Vertreter Tunesiens in Genf, Ennaceur, glücklich, daß die Versuche der europäischen Länder, die Einwanderer, vor allem die der zweiten Generation, zu integrieren, mißlungen seien, wenn man die wenigen Leute in betracht zieht, die ihre ursprüngliche Staatsangehörigkeit aufgegeben haben. Für Ennaceur "bedeutet die Eingliederung keinesfalls weder die Entfremdung der Identität noch den Verzicht auf ihre wesentlichen Eigenschaften. Die Integration zeigt sich nicht notwendigerweise in der Naturalisierung und im Verzicht auf die ursprüngliche Staatsangehörigkeit". Er weist darauf hin, daß die Inhaber der doppelten Staatsangehörigkeit in der zweiten Generation 18,8 % des Ganzen ausmachen, während 75,2 0/a der jungen Leute aus dem Maghreb ihre ursprüngliche Staatsangehörigkeit behalten haben
.

Professor Belguendouz von der Rechtsfakultät von Rabat bestreitet den Beitrag der Einwanderung der Marokkaner in ihr Land und kritisiert die scharf, die sich für ihre Integrierung in ihren Aufnahmeländern einsetzen
. Er verurteilt die Anstrengungen der Aufnahmeländer für die Integrierung seiner Landsleute unter Mißachtung der Exilstenz der Herkunftsländer und heimatlichen Kulturen. "Alles läuft so, als hätten vor allem die Länder des Maghreb nicht ihre eigene Zivilisation, ihre eigene kulturelle und nationale Identität"
. Er verlangt von den Ländern des Maghreb, alles vorzubereiten, um ihren Kindern die Rückkehr in die Heimat möglich zu machen; denn, so sagt er: "es gibt keine freiwillige Rückkehr ohne ein Minimum an Sicherheit und Stabilität für die Auswanderer, und die Staaten müßten ihnen Garantien geben"
.

Ein anderer marokkanischer Autor sagt, obwohl er "jede Hoffnung auf Rückkehr für den Auswanderer aus dem Maghreb ausschließt", daß beide Seiten, Europäer und Nordafrikaner, die Frage der Integration der Auswanderer aus dem Maghreb aus Achtung ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rechte ohne jede Diskriminierung behandeln müßten, "Auf diese Weise kann die Auswanderung aus Nordafrika eine entscheidende Rolle bei der Erweiterung des Gebietes der Demokratie und der Achtung der Menschenrechte nach dem Süden des Mittelmeeres und zur Förderung einer echten Zusammenarbeit der beiden Einheiten Maghreb und Europa werden"
.

Schließen wir hier mit der Stellungnahme des Königs Hassan II. von Marokko. Der König ist gegen die Integrierung der Marokkaner in Frankreich: "Ich bin dagegen... aus dem einfachen Grunde, weil es für mich die in Marokko geborenen, in Marokko erzogenen, und die in Frankreich geborenen und in Frankreich erzogenen Marokkaner nicht gibt. Beide sind Wähler und wählbar". Zur Frage der religionsverschiedene Ehen sagt der König:

"Was ich über die religionsverschiedene Ehe denke ist sehr klar, nämlich, daß das sicher die unwahrscheinlichste der Wahrscheinlichkeitsrechnungen ist. Auf eine, die gelingt kommen 100, die scheitern. Ich denke es ist besser, die Dinge so zu lassen wie sie sind, ohne dafür oder dagegen zu sein; aber man muß doch wenigstens die Umgebung in betracht ziehen, man muß...wir reden gerade von Umgebung, aber die Umgebung ist viel wichtiger: es gibt die geschichtliche Umgebung, es gibt die Umgebung der Authentität, es gibt ganz einfach die Umgebung und die kontinentale, sprachliche und religiöse Umwelt"
.

Der König ist auch dagegen, daß man den Einwanderern das Wahlrecht zugesteht, denn: "die Wahl ist an das Land gebunden, in dem man geboren ist. Sie ist nicht an das Land gebunden, im dem man sich nur kurz aufhält, oder wo man in einem aufgezwungenen und vorläufigen Exil lebt mit dem Gedanken an die Rückkehr!"
.

Merken wir hier an, daß ein Marokkaner seine Staatsangehörigkeit nicht durch einen einfachen Willensakt aufgeben kann; es braucht noch "eine Erlaubnis durch Dekret, auf die marokkanische Staatsangehörigkeit zu verzichten" (Art.19 des Gesetzes über die Staatsangehörigkeit). Ein marokkanischer Autor behauptet, der Verlust der Staatsbürgerschaft sei eine rein theoretische Frage, denn kraft des Prinzips der ewigen Verbundenheit wird ein Marokkaner als Marokkaner geboren und stirbt als solcher. Als Beweis: die Abteilung für Staatsangehörigkeit im Justizministerium hat keine eigenen Formulare für die Kündigung der marokkanischen Staatsangehörigkeit
. Kraft dieser Regel behalten sogar die Juden, die Marokko verlassen haben um, nach Israel auszuwandern, in den Augen Marokkos ihre marokkanische Staatsangehörigkeit und können in ihr Land zurückkommen, wann sie wollen.

4. Die Muslime, deren Land dâr al-kufr geworden ist

Die Kolonisation hat die Probleme der Zeit nach der Rückeroberung der Iberischen Halbinsel wieder aufgeworfen. Mußte man die von fremden Kräften eroberten muslimischen Länder als dâr al-kufr ansehen? Wenn dem so ist, mußte man dann von dort auswandern und in ein muslimisches Land ziehen?

Der Mufti Al-Wazani von Fes (1849-1923) bringt eine dem Richter Mawlay 'Abd-al-Hadi zugeschriebene fatwâ, die einem Muslim verbietet, unter dem Schutz des Ungläubigen zu bleiben, wenn er die Möglichkeit hat, in ein anderes Land zu ziehen
. Er bringt auch die fatwâ des Abu-al-'Abbas Ibn-Zaki, die die zum Tode verurteilt, die die Ungläubigen unterstützen und das Zeugnis derer zurückweisen, die unter ihrer Herrschaft bleiben und ihnen verbieten, das Gebet zu leiten
. Mit einem Zitat des Ibn-al-Arabi behauptet Al-Wazani, daß die Auswanderung aus dâr al-harb nach dâr al-islâm bis zum Tag der Auferstehung Geltung hat. Niemand kann dispensiert werden, aus seinem von den Ungläubigen besetzten Land auszuwandern außer im Falle der Unmöglichkeit, es zu tun (agz) wegen Krankheit oder äußerster Schwäche, und dann mit dem Vorsatz, dieses Land so bald wie möglich zu verlassen
.

Aus dieser Haltung heraus ist eine nicht geringe Zahl von Muslime aus Nordafrika in die Türkei ausgewandert. 1920 gab es eine große Welle der Auswanderung aus Indien nach Afghanistan, nachdem ersteres zum dâr al-harb erklärt worden war. Diese Wanderung wurde für die Auswanderer, die später arm und enttäuscht nach Indien zurückkehren mußten, zur Katastrophe. Hunderte von ihnen sind auf dem Weg aus und nach Indien gestorben
.

Die Mehrheit der Muslime aber wurde gezwungen zu bleiben und mußten sich, wie ihre Führer und Lehrer, der neuen Wirklichkeit anpassen, umso mehr als die Kolonialmächte im allgemeinen und in ihrem eigenen Interesse in religiösen Fragen tolerant waren
.

Heute findet der klassische Begriff der Auswanderung eine Anwendung im Schoße der muslimischen Gesellschaft selbst. Gruppen extremistischer Muslime betrachten ihre eigenen Länder als dâr al-kufr, predigen die Auswanderung, sich in die Berge zurückzuziehen und ihre Eroberung vorzubereiten, wie es Muhammad mit Mekka gemacht hat. Das ist übrigens der Name, den die ägyptische Polizei einer dieser Gruppen gegeben hat: al-takfir wal-higra (Bann und Auswanderung). Der richtige Name dieser Gruppe ist: al-gama'a al-islamiyya (Muslimbrüder), was bedeutet, daß in ihren Augen die anderen keine Muslime sind. Diese Gruppe ist für die Anschläge verantwortlich, die Ägypten im Augenblick erschüttern.

Sayyid Qutb, der Theoretiker der ägyptischen Islamisten, sagt in seinem Kommentar zum Koranvers 8:72, daß die Welt heute in die gahiliyya (Zeit der Dunkelheit = die Zeit vor dem Islam) zurückgefallen ist, und die Macht nicht mehr die Macht Gottes ist, sondern die des Taghout (der Tyrann, der Teufel). Es geht um eine neue Etappe des Islam und um eine Rehabilitierung der Scheidung in dâr al-islâm / dar al-higra (Länder, aus denen man auswandern muß). Diese Etappe wird so lange dauern, bis sich der Islam von neuem ausbreitet und es keine Wanderung mehr gibt
.

Ein moderner Autor, Professor an den Universitäten von Jordanien, von Tripolis (Libyen) und augenblicklich von Riad, erörtert die Frage der Besetzung der islamischen Länder durch den "ungläubigen Kolonisator", der dort seine Gesetze zur Geltung bringt. Mit Berufung auf die Koranverse 4:97-98 sagt dieser Autor: wenn der Muslim um seinen Glauben fürchtet, muß er seinen Boden, sein Land und sein Haus verlassen und ins dâr al-islâm ziehen, wo er die Regeln des Islam befolgen kann. Nichts dürfte ihn hindern, dieser Regel zu folgen: weder sein Vermögen, seine Interessen, seine Verwandtschaft, seine Freundschaften noch die Unannehmlichkeiten, denen er durch die Auswanderung ausgesetzt sein könnte, solange es ein Land gibt, in dem seine Religion in Sicherheit ist.

Allerdings verbietet dieser Professor die Auswanderung, um dem gihäd zu entgehen. Wenn ein Muslim mit der Unterstützung von Glaubensgenossen, die in seinem Land wohnen, oder mit islamischen Kräften in der Nähe seines Landes rechnen kann, dann muß er in seinem Lande bleiben, und es ist ihm verboten auszuwandern, denn in diesem Fall schreibt der Koran vor, den Feind, der in der Nähe ist, zu bekämpfen (Koran 9:123). Wer in diesem Falle bleibt, hat das Verdienst dessen, der auswandert. Er zitiert Muhammad, der sagt: "Oh Fadik, verrichte die Gebete, gebe Almosen, verlasse das Übel und wohne im Land der Deinigen, da, wo du möchtest ... und du wirst als Immigrant angesehen"
.

Hier nimmt der Autor Bezug auf zwei verschiedene Situationen: die Nichtanwendung des islamischen Gesetzes durch muslimischen Länder und die Besetzung Palästinas durch Israel. Angesichts dieser beiden Situationen muß man bald auf Heuchelei, bald auf die Auswanderung, bald auf Gihâd zurückgreifen. Allerdings gibt der Autor wenig genaue Angaben dazu
.

SCHLUSS

Die beiden grundsätzlichen Quellen des islamischen Rechts und die klassischen Rechtgelehrten haben in der Vergangenheit versucht, die durch religiöse Konflikte verursachten Wanderungen der Menschen zu behandeln mit dem Ziel, den Glauben der Person zu schützen. Von der muslimischen Gemeinschaft erwartet man grundsätzlich, daß sie jedem Muslim, der aus einem Land der Ungläubigen kommt, Schutz und Unterhalt gewährleistet. Das war ein Abschnitt in der Geschichte, in dem die Menschen den Unterschied der Religion als absolutes Hindernis für das Zusammenleben hielten.

Nun aber war die muslimische Gemeinschaft nicht immer in der Lage, die geistigen und materiellen Bedürfnisse ihrer Mitglieder zufrieden zu steilen. Deshalb fühlten Letztere die Notwendigkeit, diese Gemeinschaft zu verlassen, um unter einen milderen Himmel zu leben, um ein besseres materielles Leben und eine größere Freiheit zu suchen. Trotzdem spielt die Religion auch weiterhin eine wichtige Rolle.

- Die Tatsache, daß die Palästinenser keine Juden sind, brachte ihnen die Vertreibung aus ihrem Land durch die Juden, die mit Hilfe der "zivilisierten" Nationen von überall hergekommen waren, wie es Spanien einst mit den Juden und den Muslimen

gemacht hat.

- Die Muslime verbieten heute noch den Aufenthalt in einem Land, wo die Ausübung der Religion bedroht ist.

- Die Gemeinschaft im Westen, die sie aufnimmt, ist auch heute noch zurückhaltend im Blick auf eine Integration oder für die Öffnung ihrer Türe für den, der eine andere Religion hat. Die Einwanderer selbst gefährden manchmal ihre Eingliederung durch die Ablehnung der Regeln der Gemeinschaft, die sie aufnimmt, die ihrer eigenen Religion entgegengesetzt sind.

Das Problem, das die Religion - jede Religion - macht, entsteht aus der Tatsache, daß sie kategorisch ist, daß sie in jedem Kompromiß eine Selbstaufgabe sieht. Wenn man das auf der Ebene des persönlichen Glaubens auch noch gelten lassen kann: die gegenwärtige Rehabilitation der Religion als Quelle kategorischer gesellschaftlicher Regeln bringt der Gesellschaft nur noch mehr Leid und Enttäuschung. Wenn man nicht darauf achtet läuft man Gefahr, zu den Ereignissen zu kommen, wie sie in Spanien passiert sind. Die Ausweisung der muslimischen Einwanderer wird heute von mehreren französischen und europäischen Politikern offen vertreten.

Ohne Beiseitesetzung des normativen Charakters der Religion scheint es uns übrigens nicht möglich, zu einem echten Frieden im Nahen Osten zu kommen. Erst wenn man die menschlichen Wesen gleich behandelt, unabhängig von ihrer Religion, wird man wirklich von Hoffnung auf Frieden in diesem Teil der Erde reden können, der das Opfer der Unnachgiebigkeit seiner Religionen ist.
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